
Alle plangebundcnen Lieferverpflichtungen müssen 
auf eine konkrete vertragliche Grundlage gestellt wer­
den. Diese gesetzliche Forderung schließt aus, daß der 
Lieferer sich eine Nachlieferungsfrist Vorbehalten 
kann. Solche Vorbehalte würden den gesamten Wirt­
schaftsablauf und damit die Erfüllung des Volkswirt­
schaftsplans gefährden.

Staatliches Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik, Entsch. vom 
17. April 1953 — VI B 18/53.

Beim Staatlichen Vertragsgericht bei der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik wurde von einer DHZ ein 
Schiedsfall eingereicht, in dem Vertragsstrafe gegen eine DHZ 
geltend gemacht wurde, die Importe vorzunehmen hatte. Die 
Antragsgegnerin legte die im Kauf- und Liefervertrag fest­
gelegten Termine so aus, daß ihr gestattet sei, eine Nachfrist 
von 4 Wochen in Anspruch zu nehmen. Die Antragstellerin 
beruft sich darauf, daß im Vertrag eindeutig festgelegt wurde, 
daß die Lieferungen bis zum 31. Dezember 1952 zu erfolgen 
hätten. Den Passus „in drei bis vier monatlichen Teilliefe­
rungen, sortiert je nach Eingang der Importe“ legt sie so aus, 
daß er nur im Hinblick auf Sortierungen und Lieferungen in­
nerhalb des IV. Quartals anzuwenden sei. Da die Antrag­
stellerin auch nach dem 31. Dezember 1952 an der Lieferung 
wirtschaftlich interessiert war, hat sie gemäß der 2. DurchfBest. 
zur VO über die Einführung des Allgemeinen Vertragssystems 
für Warenlieferungen in der volkseigenen und der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft vom 19. August 1952 — § 1 Ziff. 2a in, Ver­
bindung mit § 1 Ziff. 5a — bis einschließlich 31. Januar 1953 
Konventionalstrafe (täglich 0,1%) geltend gemacht. Für die 
nach dem 31. Januar 1953 noch zu liefernden Restmengen wird 
gleichfalls Konventionalstrafe berechnet.

Die Antragsgegnerin lehnt die Auslegung, die die Antrag­
stellerin der oben zitierten Vertragsbestimmung gibt, ab. Nach 
ihrer Auffassung schließt diese Formulierung die Bewilligung 
einer Nachfrist von einem Monat für die gesamte vertraglich 
gebundene Menge ein, Die Antragsgegnerin erklärt weiter, daß 
sie schon deshalb nicht zur Zahlung einer Konventionalstrafe 
herangezogen werden könne, weil sie die importierende, aber 
nicht die disponierende Stelle sei. Für sie gelte als Liefer­
termin der Tag, an welchem die importierte Ware die Grenze 
überschreite. Alle Verspätungen über diesen Termin hinaus 
habe sie nicht zu vertreten.

Aus den G r ü n d e n :
Die Schiedskommission hat entschieden, daß die An­

tragsgegnerin wegen Nichterfüllung der Kauf- und 
Lieferverträge die geforderte Vertragsstrafe zu zahlen 
hat. Sie geht davon aus, daß aus der zitierten For­
mulierung nicht die Vereinbarung über eine Nach­
lieferungsfrist gefolgert werden kann. Die Verträge 
sind ausdrücklich für das IV. Quartal abgeschlossen 
worden, so daß die Vereinbarung über die Liefer­
termine nicht anders verstanden werden kann, als 
daß die Antragsgegnerin das Recht hat, in jedem 
Monat des Quartals drei bis viermal zu liefern, und 
zwar ohne Bindung an einen bestimmten Tag und 
ohne bestimmte an die Liefertermine gebundene Sor­
tierung, „je nach Eingang der Importe“. In Wirklich­
keit hat auch die Antragsgegnerin laufend in jedem 
Monat viermal geliefert. Von der Vereinbarung einer 
Nachfrist kann nicht die Rede sein.

Auch aus allgemein wirtschaftlichen Erwägungen 
heraus kann die von der Antragsgegnerin vertretene 
Auffassung nicht zugelassen werden. Einer der wich­
tigsten Grundsätze, der in der Präambel der VO vom
6. Dezember 1851 über die Einführung des Allgemeinen 
Vertragssystems zum Ausdruck kommt, ist, daß alle 
planmäßigen Lieferverpflichtungen auf eine konkrete 
vertragliche Grundlage zu stellen sind. Diese gesetz­
liche Forderung schließt aus, daß der Lieferer sich eine 
Frist zur Nachlieferung Vorbehalten kann. Solche Vor­
behalte würden den gesamten Wirtschaftsablauf und 
damit die Erfüllung des Volkswirtschaftsplans ge­
fährden. Das Vertragssystem soll dem Handel einen 
termin- und saisongerechten Absatz sichern. Das kann 
nicht erreicht werden, wenn der Empfänger der Waren 
damit rechnen muß, daß nicht zu den vertraglich fest­
gesetzten Lieferterminen geliefert wird. Er selbst ist 
verpflichtet, mit seinen Abnehmern feste Termine zu 
vereinbaren und würde sich, wenn er die Nachfrist zu­
ließe, selber der Gefahr aussetzen, vertragsbrüchig zu 
werden. Das Staatliche Vertragsgericht würde ihm in 
einem solchen Falle eine Vertragsstrafe auf erlegen,

weil ihm bei Vertragsabschluß klar sein mußte, daß 
er auf Grund der mit seinem Vorlieferanten vereinbar­
ten unkonkreten Liefertermine in Lieferverzug gera­
ten könne.

Die Notwendigkeit, Liefertermine bis ins einzelne 
genau festzulegen, resultiert aus der Erkenntnis, daß 
kein Vertrag isoliert vom gesamten wirtschaftlichen 
Geschehen betrachtet werden kann. Eine der wichtig­
sten Voraussetzungen für die Erfüllung der Planauf­
gaben ist eben die korrekte vertragliche Vereinbarung.

Das Staatliche Vertragsgericht weist die Einwendung 
der Antragsgegnerin zurück, in der behauptet wird, 
daß die vertraglichen Verpflichtungen erfüllt seien, 
wenn die importierte Ware die Grenze passiert hat. Im 
Liefervertrag ist festgelegt worden, daß die Lieferung 
„frei Bestimmungsbahnhof Berlin“ zur Verfügung der 
Vertragspartnerin erfolgen muß. Wenn die Antrags­
gegnerin zur evtl. Veredelung, Abpackung usw. andere 
Instanzen heranzieht, so wird sie dadurch nicht ihrer 
Verpflichtung zur termingemäßen Lieferung enthoben. 
Sie hätte sich durch entsprechende Kontrolle die Ge­
wißheit verschaffen müssen, daß der Vertrag erfüllt 
wird. Das Staatliche Vertragsgericht sah den Beweis, 
daß die Antragsgegnerin kein Verschulden an der 
verzögerten Auslieferung trifft, als nicht geglückt an 
und erkannte auf Zahlung der von der Antragstellerin 
beantragten Konventionalstrafe.
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